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Dass es den Vereinigten Staaten und ihren Verbiindeten nach
dem Sturz des Gaddafi-Regimes nicht gelungen ist, in Libyen
fiir stabile Verhaltnisse zu sorgen, hat Ex-US-Prasident Barack
Obama einmal als grofdten Fehler seiner Amtszeit bezeichnet.
Tatsachlich versinkt das Land immer weiter im Chaos. Nun
soll der Aktionsplan des neuen Sondergesandten der Vereinten
Nationen fiir Libyen, Ghassan Salamé, den Friedensprozess
wiederbeleben. Gelingt dies nicht, droht die Sicherheitssituation
weiter zu eskalieren - mit weitreichenden Folgen auch fir die

Nachbarlander und Europa.

Einleitung

Sechs Jahre nach dem Sturz des friitheren liby-
schen Machthabers Muammar al-Gaddafi haben
sich die Hoffnungen auf Demokratie, Stabilitéit
und Entwicklung in Libyen nicht erfiillt. Das
Land versinkt im Chaos. Politisch und territo-
rial fragmentiert, mit einer Vielzahl konkurrie-
render staatlicher und nicht-staatlicher Akteure
und Allianzen, durchlassiger Grenzen und wenig
Aussicht auf baldige Stabilisierung, stellt Libyen
eine Sicherheitsgefahr fiir seine Nachbarldnder,
die weitere Mittelmeerregion und fiir Europa
dar.

Die aus dem VN-gefiihrten Friedensprozess im
Dezember 2015 hervorgegangene Regierung
des Nationalen Einvernehmens (GNA) unter
Premierminister Fayez al-Sarraj konnte bislang
weder ihre Kontrolle liber das libysche Staats-
gebiet konsolidieren noch die Lebenssituation
der libyschen Bevolkerung merklich verbessern.
Dariiber hinaus wird die Autoritat der Regierung
offen von den beiden anderen selbsternannten
Regierungen Libyens - dem Reprisentanten-
haus (HoR) in Tobruk im Osten des Landes
und dem General National Congress (GNC) in
Tripolis - sowie einer Vielzahl bewaffneter
nicht-staatlicher Gruppierungen angefochten.
De facto fehlt es an einer Regierung, welche die
Gesamtheit des libyschen Territoriums kontrol-
liert.
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Angesichts des Fehlens einer vereinten staatlichen
Armee konkurrieren verschiedene Akteure um
Macht und Ressourcen. Bewaffnete Gruppierun-
gen sichern sich lokale Einflussbereiche. Damit
einher geht in vielen Fillen die Kontrolle {iber
illegale wirtschaftliche Aktivititen, insbesondere
iiber den Schmuggel von Waren und Menschen.
Dies alles schafft eine Situation, die Handlungs-
spielrdume auch fiir extremistische Organisatio-
nen wie den sogenannten Islamischen Staat (IS)
bietet, die das staatliche Machtvakuum als will-
kommene Gelegenheit fiir die Ausweitung ihrer
Aktivitaten und sogar lokaler territorialer Kont-
rolle in Libyen erkannt und genutzt haben.

Politisch und territorial fragmentiert
Riickblick: Revolution und Biirgerkrieg

Im Gegensatz zu den Aufstinden in Libyens
Nachbarlindern Tunesien und Agypten eska-
lierten die Proteste in Libyen 2011 bereits nach
wenigen Tagen und entwickelten sich zu einem
bewaffneten Konflikt zwischen Aufstdndischen
und loyalen Kriften des Regimes. Der durch die
Unterstiitzung internationaler Kréfte beschleu-
nigte Sturz des Gaddafi-Regimes gab den losen
Zusammenschliissen von Aufstiandischen
keine Moglichkeit, ihre Organisationsstruktur
oder ein Programm fiir die Zukunft Libyens
und den Ubergangsprozess zu entwickeln. Das
Fehlen einflussreicher politischer und zivil-
gesellschaftlicher Fithrungspersonen, die das
Machtvakuum nach dem Sturz Gaddafis hitten
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fiillen konnen, trug zudem zum Chaos nach der
Revolution bei.

Ebenfalls gelang es der 2012 gewihlten Regie-
rung, dem GNC, nicht, eine Stabilisierung der
Sicherheitslage herbeizufiihren. Stattdessen
wurden die bewaffneten Gruppierungen in eine
Art parallelen Sicherheitssektor integriert und
erhielten von nun an staatliche Gehilter, um eine
Eskalation der Sicherheitssituation zu verhindern.
Bis heute ist es keiner der drei libyschen Regie-
rungen gelungen, den Einfluss dieser bewaftne-
ten informellen Gruppen zu verringern und die
Kontrolle an eine staatlich kontrollierte Sicher-
heitseinheit zu tiberfiihren.

Eine vereinte, staatlich
kontrollierte Armee
existiert in Libyen nicht.

Nichtsdestotrotz konnte bis 2014 eine weitere
Eskalation der schwelenden Konflikte verhin-
dert werden. Die briichige Stabilitit endete
mit den Parlamentswahlen im Juni 2014, die -
durch Gewalt und eine niedrige Wahlbeteili-
gung gekennzeichnet - eine klare Niederlage
flir die islamistischen Kréfte bedeuteten und
im Nachgang annulliert wurden. Die Wahlen
fanden im Kontext des auflammenden Kon-
flikts zwischen General Khalifa Haftars
Gruppen aus dem Osten unter dem Dach der
Operation Dignity und der als Gegenreaktion
geschaffenen Libya Dawn-Koalition aus dem
Westen statt. Die Auseinandersetzung miin-
dete in einen Biirgerkrieg, der Tausende Opfer
forderte, fast eine halbe Million Menschen
zu Binnenfliichtlingen machte und die Wirt-
schaft des Landes beinahe vollstindig zum
Erliegen brachte. Nach der Niederlage der
Operation Dignity-Koalition um den strategisch
wichtigen Flughafen in Tripolis zog sich das
gewihlte Parlament, das HoR, in die ostliche
Stadt Tobruk zuriick. Der GNC rekonstituierte
sich wahrenddessen als rivalisierende Regie-
rung in Tripolis.?
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»Libysches Politisches Abkommen”
und Perspektiven

Im Januar 2015 begannen unter Federfiihrung
der VN die Verhandlungen zugunsten eines
politischen Abkommens zur Schaffung einer
Einheitsregierung, um den Konflikt zwischen
den rivalisierenden Regierungen zu beenden.
Diese Regierung sollte die Ausarbeitung einer
neuen Verfassung und die Abhaltung von Wah-
len garantieren und als verlasslicher Partner zur
Bekdmpfung des IS agieren. Der Prozess resul-
tierte in der Unterzeichnung des ,,Libyschen Poli-
tischen Abkommens® (LPA), das die Schaffung
eines Prasidialrates vorsah, der die Bildung einer
Regierung des Nationalen Einvernehmens tiber-
nehmen und voriibergehend die existierenden
Regierungen ersetzen sollte. Fiir die Mitglieder
des in Tripolis anséssigen GNC war eine Einbin-
dung in ein neu geschaffenes beratendes Organ -
den Hohen Staatsrat - vorgesehen. Das HoR in
Tobruk sollte als einziges nationales Parlament
bestehen bleiben. Um die demokratische Legi-
timitét der neuen Regierung zu sichern, wurde
eine verbindliche Absegnung des Kabinetts durch
ein Vertrauensvotum des Parlaments bestimmt.>

Einige zentrale Fragen blieben allerdings unbe-
antwortet, insbesondere beziiglich der regiona-
len Machtbalance und der Ausgestaltung des
Sicherheitssektors. Bedingt durch die sich anhal-
tend verschlechternde Wirtschafts- und Sicher-
heitslage, die Gefahr durch die Ausbreitung des
IS sowie internationalen Druck aufgrund erhoh-
ter Migrationsstrome wurde jedoch eine ziigige
Unterzeichnung den weiteren Verhandlungen
vorgezogen. Diese ungeldsten Fragen fiihrten
in den folgenden Monaten zum Legitimitdtsver-
lust des Prasidialrates und der neu geschaffenen
Regierung. So hat das HoR bis dato nicht das
notwendige Vertrauensvotum zur Legitimierung
der neuen Regierung gegeben. Sowohl General
Haftar als auch der GNC widerriefen ihre Unter-
stiitzung fiir die Einheitsregierung GNA, richte-
ten sich als rivalisierende Regierungen in Tobruk
beziehungsweise Tripolis ein und konsolidierten
durch militirische Vorstofe loyaler bewaffneter
Gruppierungen ihre jeweilige Machtbasis.
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Unter Beschuss: Seit Gaddafis Sturz ringen in Libyen zahlreiche Gruppierungen um die Macht.

Die neue Regierung verlor indes auch an o6ffent-
licher Unterstiitzung angesichts der sich ver-
schlechternden Lebensbedingungen im Land.
1,3 Millionen Menschen, ein Fiinftel der libyschen
Bevolkerung, sind laut VN-Schitzungen auf
humanitére Hilfe angewiesen und auch die Zahl
der Binnenfllichtlinge nimmt zu.* Andauernde
Vertreibung, ein Zusammenbruch der Markte
und eine abfallende Produktion haben die Nah-
rungsmittelknappheit erhoht und auch Strom
und Wasser sind landesweit nur begrenzt ver-
fiigbar. Zudem ist das Gesundheitssystem kolla-
biert: 60 Prozent der Infrastruktur funktionieren
nicht oder nur teilweise, und es fehlt an Medizin
sowie klinischer Ausriistung.® Die offentliche
Verwaltung ist nahezu vollstindig zusammenge-
brochen und den Banken mangelt es an Bargeld.
Aufgrund der instabilen Sicherheitslage sind die
meisten humanitiren Organisationen gezwun-
gen, aus dem Nachbarland Tunesien heraus zu
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agieren, und Hilfsleistungen erreichen oft nicht
alle Betroffenen. Diese tiglichen Herausforde-
rungen befeuern den Konflikt weiter.

Mehr als eineinhalb Jahre nach der Unterzeich-
nung des LPA scheint die Implementierung des
,Politischen Abkommens® in seiner derzeiti-
gen Form unmoglich. Neuverhandlungen zen-
traler Bestandteile unter Einbeziehung bisher
vernachlédssigter Akteure scheinen unabding-
bar, um die politische Blockade zu iiberwinden
und eine weitere Eskalation des Konflikts zu
verhindern. Diese Erkenntnis hat eine neue
Bereitschaft zu Verhandlungen geweckt.¢ Zur Uber-
raschung vieler internationaler Beobachter fiihrte
ein Treffen zwischen GNA-Premierminister
al-Sarraj und General Haftar am 25. Juli 2017
zu einer Verstindigung auf einen Waffen-
stillstand und die Abhaltung von Parlaments-
und Prasidentschaftswahlen Anfang 2018.
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Abb. 1: Libyen mit den von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren kontrollierten Gebieten
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Es wird angenommen, dass der Einigung eine
strukturelle Anderung des Prisidialrates zugrunde
liegt, die das Organ auf drei Mitglieder reduzie-
ren und Haftar damit neben al-Sarraj und HoR-
Prasident Agila Saleh eine zentrale Rolle in Liby-
ens politischem System sichern wiirde.

Ende September 2017 stellte der neue VN-Son-
dergesandte fiir Libyen, Ghassan Salamé, einen
neuen Aktionsplan fiir die Wiederbelebung
des Friedensprozesses vor. Der Plan sieht eine

72

Uberarbeitung des ,Libyschen Politischen
Abkommens“ durch einen Ausschuss vor, bevor
eine libysche Nationalkonferenz {iber die Verant-
wortlichen fiir die neue Exekutive abstimmt. Die
Konferenz unter Federfithrung des VN-General-
sekretirs soll vor allem zuvor ausgeschlossene
oder unterrepréisentierte Interessenvertreter an
den Tisch bringen. Mitglieder des Hohen Staats-
rates und mit der GNA alliierte Milizen des isla-
mistischen Spektrums hatten im Rahmen einer
Neuverhandlung des LPA eine Marginalisierung
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befiirchtet. Nun bleibt es abzuwarten, welchen
Erfolg eine Neuaushandlung des Michtegleich-
gewichts in Libyen haben wird.

Ein Land regionaler Gegensdtze

Fiir das Verstiandnis der politischen Fragmentie-
rung Libyens ist die soziale Spaltung des Landes

von zentraler Bedeutung.” Der Osten, Cyrenaika,
ist dominiert von Stammesstrukturen mit Verbin-
dungen zu Agypten und geprigt durch eine sozial

und religios eher konservative Bevolkerung. Der
Westen, Tripolitanien, ist mehr kosmopolitisch

und dem Mittelmeer zugewandt. Der Siiden,
Fessan, ist das diinn besiedelte Hinterland Liby-
ens, bewohnt von Tuareg und Tebu, die heute um

die Kontrolle des lukrativen Grenzhandels, der

Olfelder und militirischer Einrichtungen kimp-
fen.® Bereits lange vor Beginn des Biirgerkriegs

provozierte die Depolitisierung des 6ffentlichen

Lebens in Gaddafis Dschamahirija (Herrschaft

der Massen a la Gaddafi) eine Erstarkung der

tribalen Strukturen in den Regionen. Das Macht-
vakuum nach dem Ende der Revolution begiins-
tigte den Aufstieg bewaftneter Stammesfamilien

und lokaler Milizen weiter.®

Neben der historischen territorialen Teilung
Libyens basieren regionale Teilungen insbe-
sondere auch auf der Verteilung der nationalen
Olreserven. So findet sich der Grofiteil der Ol-
reserven im sogenannten Ol-Halbmond, der
sich vom 0Ostlichen Ras Lanuf {iber die zentral-
nordliche Stadt Sirte bis nach Jufra im Siiden
erstreckt. Ungeachtet dessen flossen die Einnah-
men aus dem Olsektor jahrzehntelang nach Tri-
polis und erzeugten somit im Osten und Siiden
das Gefiihl, um die rechtmifiigen Einnahmen
betrogen zu werden.2° Da der Olsektor rund 97
Prozent der libyschen Staatseinnahmen aus-
macht, stellt die Kontrolle iiber den Olexport
eine wichtige strategische Variable fiir die
Zukunft Libyens und den Einfluss verschiedener
Gruppen dar.

In den Verhandlungen zum LPA und dessen
Implementierung spielen vor allem Trennli-
nien zwischen Ost und West eine zentrale Rolle.
So lasst sich die Ablehnung des Abkommens
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durch bedeutsame Gruppierungen und Person-
lichkeiten aus dem Osten zu grof3en Teilen auf
die Wahrnehmung einer Machtungleichheit in
den Verhandlungen und der Struktur des neu
geschaffenen Systems zugunsten westlicher
Krifte zuriickfiihren. Aus diesem Grund ver-
suchten General Haftar und seine Verbiindeten,
anstatt im Rahmen des LPA fiir die Befriedung
Libyens zu arbeiten, unter anderem durch die
Kooptierung von Milizen und die Ersetzung
gewihlter Kommunalrite durch Militargouver-
neure, ihre Machtposition im Osten zu zemen-
tieren und ihre territoriale Kontrolle auszuweiten.
Die Ubernahme des strategischen Ol-Halbmon-
des im Herbst 2016 ist ein klares Beispiel fiir
diese Ambitionen und ein wirksames politisches
Druckmittel gegeniiber der GNA.

Auswirkungen fehlender Staatlichkeit
auf die regionale Sicherheit

Der Kontext fehlender Staatlichkeit bietet einen

optimalen Nahrboden, insbesondere fiir die Aus-
breitung extremistischer Gruppierungen und, in

Verbindung mit den unkontrollierten und durch-
lassigen Grenzen des Landes, fiir verstarkte

irregulare Migrationsbewegungen. Die Auswir-
kungen dieser Dynamiken in Form einer Ausbrei-
tung der Instabilitit stellen somit eine massive

Herausforderung fiir die Zukunft Libyens, aber
auch fiir die regionale und internationale Stabi-
litdt dar.

Staat ohne Grenzen

Libyen ist traditionell ein Migrationsland und
beherbergte vor der Revolution geschitzt zwei
bis drei Millionen legale Arbeitsmigranten
aus den Nachbarlindern und dem weiteren
afrikanischen Kontinent.** Irreguldre Migration,
wenn auch auf deutlich niedrigerem Niveau
als momentan, wurde unter Gaddafi durch ein
System der selektiven Vergabe der inoffiziellen
Kontrolle iiber Grenzabschnitte und Schmuggel-
routen reguliert. Nach der Revolution waren
diese Absprachen jedoch nichtig und die zuneh-
mende Destabilisierung des Landes trug zum
Anstieg der Zahl irreguldrer Migrationsbewe-
gungen nach und durch Libyen sowie zu einer
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rasanten Ausbreitung und Professionalisie-
rung des plotzlich deregulierten Schmuggel-
wesens bei. So brachen 95 Prozent der 85.183
Personen, die Italien von Januar bis Juni 2017
iber die zentrale Mittelmeerroute erreichten,
aus Libyen auf.*?> Neben dem staatlichen Kon-
trollvakuum in Libyen riickten zudem auch die
erschwerten Bedingungen auf der stlichen und
westlichen Mittelmeerroute das Land in den
Mittelpunkt der Migrationsbewegungen in die-
ser Region. Wihrend UNHCR-Angaben von rund
40.000 registrierten Personen (Asylsuchende
und Fliichtlinge) in Libyen sprechen, wird die
tatsichliche Anzahl mit zwischen 700.000 und
einer Million Personen weit hoher geschatzt.

In der derzeitigen Situation besitzen weder die
GNA noch andere staatliche oder nicht-staatliche
Gruppen die Kapazititen, um Schmuggleraktivi-
titen effektiv zu unterbinden. Sowohl die 1.770
km lange libysche Kiiste als auch die 4.348 km
langen Landesgrenzen zu den Nachbarlindern
bleiben durchlissig. Es zeigt sich eine verstirkte
Konzentration der Schmuggleraktivititen im
Siiden des Landes, wo staatliche Kontrolle und
alternative wirtschaftliche Aktivitdten fehlen.
So bilden die siidlichen Grenzen und die Kiis-
tenregionen im Westen des Landes durch den
Zusammenbruch der fritheren Sicherheitsstruk-
turen und die fehlenden Kapazititen der GNA
einen problemlos nutzbaren Ausgangspunkt fiir
Schmuggler. Seit der Revolution bot sich also
ein idealer Ndhrboden fiir die Ausbreitung von
Schmugglernetzwerken, fiir die die Kontrolle
dieses immer wichtiger werdenden Wirtschafts-
sektors nicht nur Ressourcen, sondern auch die
Sicherung territorialer Einflusszonen und die
Konsolidierung von Einfluss im volatilen Macht-
gefiige bedeutet.

Ende 2016 begannen EU und VN die libysche
Kiistenwache in der Ausfithrung von Rettungs-
missionen und im Kampf gegen Schmuggler zu
trainieren und auszuriisten sowie fiir die Einhal-
tung von Menschenrechten zu sensibilisieren.*#
Problematisch ist dabei allerdings, dass die liby-
sche Kiistenwache aus revolutionidren Milizen
des libyschen Biirgerkrieges hervorgegangen ist
und iiber kein professionelles Personal verfiigt.
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Einem VN-Bericht zufolge sind einzelne Einhei-
ten teilweise an den kriminellen Machenschaften
von Schmugglern beteiligt.'

Die Anzahl der Migranten, die von Libyen aus

Italien erreichten, fiel im Juli 2017 um die Halfte

auf 11.459 Personen und im August erneut um

etwa 80 Prozent.'® Die Ursachen fiir diese dra-
matische Abnahme sind nicht eindeutig identifi-
zierbar. Unterschiedlichen Pressemeldungen und

Expertenmeinungen zufolge konnten die Auswei-
tung der Aktivitdten der libyschen Kiistenwache

und ihr Vorgehen gegen die Such- und Rettungs-
missionen humanitarer Hilfsorganisationen dazu

gefiihrt haben.'” Der Abzug internationaler Hilfs-
organisationen hat allerdings zur Folge, dass die

Vorginge in libyschen Gewdssern fiir Beobachter
noch weniger einsehbar geworden sind. Der ita-
lienischen Regierung wird von internationalen

Beobachtern und Experten die Unterstiitzung
einer Vereinbarung zwischen GNA und Milizen

vorgeworfen, die vorsieht, einzelne bewaftnete

Gruppierungen zu finanzieren, um weitere

Uberfahrten zu verhindern und bereits auf dem

Festland einzugreifen. Insofern scheint dieser
Riickgang einem blofden Abfangen von Migran-
ten geschuldet zu sein. Dies ldsst aber nicht auf
eine nachhaltige Losung schliefien. Vielmehr
konnen sich alternative Migrationsrouten heraus-
bilden. Eine Herausforderung besonderer Dring-
lichkeit ist die prekare rechtliche und humanitére

Lage von Migranten in Libyen, die mehrfach in

Berichten internationaler Organisationen doku-
mentiert und angeprangert worden ist.

Brutstdtte extremistischer Gruppen

Neben unkontrollierter Migration in Richtung
Europa machen durchlissige Grenzen und die
Verfiigbarkeit von Waffen in der post-revolutio-
nédren Unordnung Libyen zu einem Nidhrboden
fir Extremismus und Terrorismus. Etablierte
dschihadistische Gruppierungen kidmpften
bereits in der Revolution aufseiten der Aufstin-
dischen und iibernahmen nach dem Sturz des
Regimes nebst moderaten Islamisten Posten in
Libyens politischem System.® Der fortwahrende
Staatszerfall 6ffnete jedoch die Tiiren fiir einen
weiteren Akteur: den sogenannten Islamischen
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Staat. Ahnlich wie in anderen Territorien machte

sich der IS in Libyen die unklare Machtlage

zunutze und etablierte eine territoriale Prisenz.
Riickkehrende Kampfer aus Syrien schufen den

ersten libyschen IS-Ableger und wurden spater
durch entsandte IS-Vertreter aus Syrien und dem

Irak bei der Schaffung dreier Provinzen (wildyat)

im Osten, Westen und Siiden des Landes unter-
stiitzt.'® Der IS hatte sich zunachst im 6stlichen

Derna festgesetzt, wurde aber durch andere

dschihadistische Gruppen vertrieben, bewegte

sich westlich entlang der Kiiste und installierte

sich dann in der Kiistenstadt Sirte, die das erste

Gebiet auerhalb der Levante unter territorialer

Kontrolle des IS wurde.2° Sirte galt als dessen

wichtigste Basis, die nach monatelangen Kamp-
fen durch Milizen und US-Luftangriffe zuriick-
erobert wurde.

Der anhaltende Staatszerfall
begunstigt die Ausbreitung
extremistischer Gruppen

in Libyen.

Mit Blick auf die Gesamtzahl der IS-Kampfer
in Libyen schwankten Schitzungen im Friih-
jahr 2016 zwischen 6.000 und 12.000. Inte-
ressant ist dabei, dass deren Grofdteil - bis zu
70 Prozent in Sirte - aus Foreign Fighters, zumeist
Tunesiern, bestand. Wiahrend die Vertreibung
aus Sirte zwar eine schwere territoriale Nieder-
lage fiir den IS darstellte, kann dennoch nicht
von einem endgiiltigen Sieg liber die Gruppe
in Libyen gesprochen werden. Dariiber hinaus
schaftt der Sieg iiber den IS Raum fiir die Aus-
breitung anderer islamistischer Gruppierungen
und damit - ohne eine Stabilisierung und politi-
sche Befriedung des Landes - ein anhaltendes
Terrorismusrisiko.2!

Libyens Nachbarldander sehen sich durch die
Ausbreitung terroristischer Gruppierungen vor
grenziibergreifenden Sicherheitsherausforde-
rungen, insbesondere durch die Rekrutierung
und Ausbildung von Kampfern durch Gruppen
in Libyen und deren Riickkehr in ihre Heimat-
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lander nach den militdrischen Niederlagen
des IS. Anschldge durch in Libyen ausgebildete
Terroristen, beispielsweise in Tunesien 2015
und in Algerien 2013, zeigen dariiber hinaus
auch die erhohte Anschlagsgefahr ausgehend
von Libyen als Riickzugsort fiir diese Gruppen.
Auch fiir Europa ergibt sich durch die gestark-
ten internationalen Dschihadisten-Netzwerke
eine erhohte Terrorismusgefahr. So stand der
Tunesier Anis Amri, der den Anschlag auf einen
Weihnachtsmarkt in Berlin Ende 2016 veriibte,
in Kontakt mit dem IS in Libyen.?2 Ebenfalls
hatte der Attentéter von Manchester Verbindun-
gen zu libyschen IS-Netzwerken. Salman Abedi
ist somit das jiingste Glied in der Kette zwischen
der Situation in Libyen und der Bedrohung Euro-
pas durch den internationalen Terrorismus.

Libyens Instabilitit ist aulerdem eine der
Hauptursachen fiir die Internationalisierung
und wachsende Autonomie bewaffneter Grup-
pierungen in der Sahel-Region. In Mali, dem
Epizentrum islamistischer Gewalt im Sahel, im
Niger und im Tschad befeuerte die Verbreitung
von Waffen aus libyschen Bestanden die Aufriis-
tung von Aufstandsbewegungen, geprigt von
Islamisten und Stammesgruppen.?® Die Stam-
mesgebiete entlang der libyschen Grenzen im
Stiden sind dariiber hinaus zentral fiir die regi-
onale Sicherheit.?* Der Konflikt in Libyen hat
die Krisen im Sahel weiter unterfiittert, einer
Region mit historisch schwachen Regierungen
und breit aufgestellten Rdumen begrenzter
Staatlichkeit.

Fehlende Staatlichkeit in Libyen macht das
Land zum Anziehungspunkt und zu einer
Transferroute fiir Foreign Fighters sowie als Trai-
nings- und Riickzugsort fiir Extremisten zum
logistischen Knotenpunkt fiir den Dschihadis-
mus in Nordafrika. Solange sich dies nicht durch
einen politischen Friedensprozess und den Auf-
bau einer legitimen Regierung mit effektivem
Gewaltmonopol dndert, bleiben die Aktivititen
terroristischer Gruppierungen ein Sicherheitsri-
siko fiir die Region und Europa. Zugleich muss
aber festgestellt werden, dass der IS in Libyen
iiber keine weitreichende Kontrolle iiber Terri-
torien und Bevolkerungen verfiigt. Die lokale
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Unterstiitzung fiir den IS ist relativ gering.
Experten glauben, dass die starken Klan- und
Stammesstrukturen sich als wichtiges Gegen-
gewicht zu Radikalismus erweisen. Der libysche
Lokalismus scheint nicht nur einem demokrati-
schen Prozess entgegenzustehen, sondern auch
einer dschihadistischen Expansion.

Vom Reichtum zum Bankrott

Einst das Land mit dem hochsten Pro-Kopf-
Einkommen Afrikas, steht Libyen heute kurz
vor dem Staatsbankrott. Die Olvorkommen
des Landes werden auf 48 Milliarden Barrel
geschitzt und sind damit die grofdten Vorkom-
men des Kontinents und die neuntgrofiten welt-
weit.2% 2012 deckte die Roholproduktion 70
Prozent des libyschen Bruttoinlandsprodukts
(BIP), 99 Prozent der nationalen Exporte und
97 Prozent der Staatseinnahmen. Durch eska-
lierende Gewalt brach die Olproduktion in den
folgenden Jahren jedoch drastisch ein und ist
weit davon entfernt, eine stabile Versorgung
garantieren zu konnen, da die Olindustrie in
Libyen mittlerweile Teil einer ausgeprigten
Kriegswirtschaft geworden ist.2¢ Hinzu kommt
der dramatische Riickgang des Weltmarktpreises
fiir Ol. Das Bankensystem ist durch eine Liqui-
ditatskrise ebenfalls fast vollstandig zusam-
mengebrochen. Das Staatsbudget wird durch
die Beschwichtigungspolitik der unproduktiven
Gehalts- bzw. Rentenzahlungen erheblich belas-
tet. Die Haushaltsausgaben fliefden zu jeweils
40 Prozent in Gehdlter sowie Subventionen und
sind gegenwartig zu weniger als der Halfte durch
Einnahmen, sondern durch Aufbrauchen der
Waihrungsreserven gedeckt.?”

Der wirtschaftliche
Zusammenbruch Libyens
hat auch drastische Folgen
fiir die Nachbarlander.

Inzwischen haben sich illegale wirtschaftli-
che Aktivititen, insbesondere der Schmuggel
von Menschen und Waren, zu einer profitablen
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Industrie entwickelt. Die Schattenwirtschaft
konnte zudem ihre Kapazitaten durch die Ver-
kniipfung krimineller Netzwerke mit dem ter-
ritorialen Zugang der Milizen stark erweitern.?®
Der Krieg in Libyen hat zu einer Reorganisation
der Schmuggelkartelle gefiihrt und das Land zum
regionalen Drehkreuz fiir den illegalen Handel
mit Drogen, Medizin, Fahrzeugen und Menschen
gemacht.?®

Der wirtschaftliche Zusammenbruch Libyens
hat auch drastische Folgen fiir die Nachbarlan-
der. Tunesien und Agypten sind am schwersten
von den Entwicklungen betroffen. So wird die
dramatische Konjunkturschwiche in Tunesien
hauptsachlich auf die Krise in Libyen zuriick-
gefiihrt. Die Westafrikanische Wirtschaftsge-
meinschaft ECOWAS schitzt, dass das Chaos
in Libyen Tunesien allein bis 2015 mindestens
4,3 Milliarden Euro gekostet hat.3°© Nach dem
Zusammenbruch der libyschen Wirtschaft sank
Tunesiens BIP 2013 und 2014 um 3,7 bzw. 3,8
Prozent.3! Dariiber hinaus deckte Tunesien
traditionell 25 Prozent seines Olbedarfs durch
libysches Ol zu Vorzugspreisen. Diese Versor-
gung war jedoch nach dem Zusammenbruch
des libyschen Qlsektors nur schwer aufrecht-
zuerhalten. Im Tourismussektor verzeichnete
Tunesien einen Einbruch von 30 Prozent der
Zahlen libyscher Touristen (rund 1,8 Millionen
jahrlich vor 2011).32 Ein weiteres Problem ist die
Riickkehr der rund 60.000 bis 90.000 tunesi-
schen Arbeitsmigranten.3® Geldiiberweisungen
aus Libyen sind seit 2011 um ein Drittel gesun-
ken.3* Die Riickkehr zehntausender Arbeiter ist
fiir das Land mit einer hohen Arbeitslosigkeit
eine zusatzliche Belastung.3®

Gleichzeitig machen informelle Handelsstrome
zwischen Tunesien und Libyen fast die Halfte
des Handels zwischen den beiden Landern
aus.?¢ Knapp 40 Prozent der tunesischen Wirt-
schaft sind informell. Schmuggel sowie andere
illegale Titigkeiten stellen oft die einzige Ein-
nahmequelle fiir Menschen in marginalisierten
Grenzgebieten dar. Mit einem Umsatz von 850
Millionen Euro sorgt der Grenzhandel fiir den
Lebensunterhalt von rund zehn Prozent der tune-
sischen Bevolkerung.3”

Auslandsinformationen 4|2017




Waffenarsenal: Durch die Plinderung von Gaddafis Bestanden 2011 gelangten groBBe Mengen Waffen in Umlauf.

Ahnlich betroffen ist Agypten. Der Verlust 6ko-
nomischer Vorteile Kairos aus seinem Nachbar-
land hat die wirtschaftliche Notlage des Landes
weiter verschlimmert. So stellte der bilaterale
Handel mit 770 Millionen Euro Ende 2014 nur
noch einen Bruchteil von den 2,1 Milliarden Euro
Umsatz vor der libyschen Revolution dar. 2015
wurde eine Abnahme agyptischer Exporte nach
Libyen um 75 Prozent geschitzt.3®

Dariiber hinaus ist die Lage fiir dgyptische
Arbeitsmigranten in Libyen unsicher. Wieder-
holte Entfiihrungen von Agyptern und die Hin-
richtung koptischer Christen durch den IS haben
viele zur Flucht gedrangt. Vor 2011 iiberwiesen
1,5 bis zwei Millionen dgyptische Arbeitsmigran-
ten in Libyen jahrlich rund 28 Millionen Euro
in ihr Heimatland.®® 2015 waren es nur noch
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750.000 Arbeitsmigranten.*° Ein Wegfall dieser
Riickiiberweisungen birgt das Potenzial fiir sozi-
ale Unruhen und eine weitere Destabilisierung
in Agypten.*

Die Rolle regionaler und
internationaler Akteure

Zusitzlich zu den weitreichenden Herausforde-
rungen, denen sich Libyen durch den politischen
und wirtschaftlichen Zusammenbruch gegen-
iibersieht, haben zunehmend auch regionale
und internationale Akteure im Rahmen von
Mediationsgesprachen iiber einen Friedens-
prozess, aber auch militarischer und politischer
Unterstiitzung einzelner Konfliktparteien eine
Rolle im Konflikt eingenommen. Wenn auch
fast alle involvierten Staaten sich rhetorisch




zum ,,Libyschen Politischen Abkommen“ und
zur Einheitsregierung bekennen, ist in vielen
Fillen ein Vorantreiben eigener Interessen
erkennbar, was den Friedensprozess erschwert.

Wie auch in anderen Landern der Region ist die
US-Politik der Trump-Administration im Hin-
blick auf Libyen noch unklar. Basierend auf den
Aussagen des Prasidenten und seiner Berater ist
eine Beschrankung des US-Engagements auf die
Unterstiitzung im Bereich Terrorismusbekamp-
fung zu erwarten und damit einhergehend eine
Annidherung an Haftar, der sich als Fiithrer des
Kampfes gegen islamistische und terroristische
Gruppierungen prisentiert. Das jiingste Treffen
Haftars mit dem US-Botschafter und dem US-
AFRICOM-Befehlshaber im Juli 2017 scheint
diese Erwartungen zu bestiatigen und kommt
nur einen Tag nach der Ankiindigung, dass eine
neue diplomatische und militdrische Strategie
der USA fiir Libyen demnéchst finalisiert werden
soll. Inzwischen haben sich jedoch andere inter-
nationale Akteure angesichts des Fehlens einer
klaren US-Politik als maf3gebliche Akteure instal-
liert und damit die politischen und militdrischen
Machtverhiltnisse entscheidend beeinflusst.

Durch das Eingreifen regionaler
und internationaler Akteure
haben sich die Machtverhalt-
nisse in Libyen verschoben.

So haben Russland, Agypten und die Vereinig-
ten Arabischen Emirate mit ihrer Unterstiit-
zung flir Haftar dessen militdrische Erfolge und
territoriale Ausbreitung ermdglicht. Insbeson-
dere fiir Agypten und die Emirate spielt hierbei
die ideologische Komponente eine zentrale
Rolle: Die beiden Regierungen sehen die GNA
als mit islamistisch-motivierten Gruppierungen
verbunden und fiirchten deren stérkere Rolle in
Libyens kiinftigem politischen System. Haftars
entschiedene Ablehnung und Bekidmpfung
islamistisch-motivierter Gruppierungen passt
dementsprechend zu den Priorititen beider
Linder. Im Falle Agyptens spielt dariiber hinaus

78

die geografische Nihe und die geteilte Grenze
eine wichtige Rolle, da Agypten aufgrund von
Sicherheitsbedenken und enger wirtschaftlicher
Beziehungen eine zentrale Rolle fiir sich in der
Gestaltung der Zukunft Libyens sieht. So gilt es
aus Sicht el-Sisis, eine islamistischen Gruppie-
rungen nahestehende Regierung um jeden Preis
zu verhindern.

Russland hat sich im US-Vakuum als weiterer
Akteur in Libyen etabliert, dessen Rolle sich ins-
besondere im Laufe des letzten Jahres erweitert
hat. Wiahrend Russland nominell die internati-
onal anerkannte Einheitsregierung unterstiitzt,
wurden zunehmend vertiefte Kontakte mit
Haftar und dem HoR im Osten offensichtlich.
So besuchte Haftar Moskau mehrmals, um sich
fiir eine Aufhebung des Waffenembargos gegen
Libyen stark zu machen und Unterstiitzung im
Kampf gegen islamistische Gruppierungen im
Osten des Landes zu erbitten. Ein VN-Waffen-
embargo verbietet seit 2011 die Einfithrung von
Waffen nach Libyen, mit Ausnahme der durch
die GNA kontrollierten Kanile. Der Besuch von
Haftar Anfang des Jahres auf dem russischen
Flugzeugtriger Admiral Kuznetsov forcierte
jedoch Gertichte tiber abgeschlossene Waffen-
abkommen und Pléne fiir die Etablierung einer
russischen Marinebasis nahe Benghasi. Nach
Berichten internationaler Medien befinden sich
russische Militarberater und technische Fach-
krifte in Libyen. Fiir viele Beobachter steht
es aufler Frage, dass sich Haftar nicht nur die
Unterstiitzung Agyptens, sondern auch dieje-
nige Russlands sichern konnte. Ohne diese wire
die Verschiebung des Michtegleichgewichts in
Libyen zu seinen Gunsten nicht vorstellbar.

In dieser Gemengelage sind dem Handlungs-
spielraum der EU in Libyen Grenzen gesetzt.
Die EU ist zwar der grofite Verfechter des LPA,
allerdings konzentrieren sich ihre Aktivititen
grofitenteils auf die Regulierung der Fliicht-
lingsstrome im zentralen Mittelmeer. Diese
Schwerpunktsetzung der EU zeigt sich neben
der Vergabe beachtlicher Geldmittel fiir migra-
tionsrelevante Projekte in Libyen durch den EU
Emergency Trust Fund insbesondere durch die
im Juni 2015 ins Leben gerufene EU NAVFOR
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MED Operation Sophia. Ziel der Operation ist
die Zerschlagung des Geschiftsmodells von
Schleusernetzen und Menschenhandlerringen
im zentralen Mittelmeerraum und dadurch
eine Reduzierung der Migrationsstrome Rich-
tung Europa. Die Operation umfasst nach der
zweiten Verldngerung bis Ende 2018 und einer
Erweiterung ihres Mandats nunmehr auch das
Training der libyschen Kiistenwache, die Uber-
wachung der Gewisser zur Unterbindung des
illegalen Olexports aus dem Land sowie Hilfe
bei der Umsetzung des VN-Waffenembargos in
den Gewdssern vor der Kiiste Libyens.*2

Wihrend positive Ergebnisse in Bezug auf die
Rettung von Menschenleben und die Festnahme
von Schmugglern vermeldet werden, zeigt eine
aktuelle Untersuchung, dass die angestrebte Zer-
schlagung des Geschiftsmodells von Schmug-
glernetzwerken noch nicht erreicht werden
konnte. So wurde 2016 erneut ein Anstieg irre-
guldrer Migration nach Europa iiber die zentrale
Mittelmeerroute von 18 Prozent gegeniiber den
Vorjahreszahlen verzeichnet und in den ers-
ten sechs Monaten 2017 wiederum ein Anstieg
von 19 Prozent.*® Die zweite Mission der EU in
Libyen, EU Border Assistance Mission in Libya
(EUBAM), soll durch Ausbildung und Beratung
die Kapazititen libyscher Behorden zur Siche-
rung der Grenzen erhdhen und lingerfristig
eine Strategie fiir integriertes Grenzmanage-
ment erarbeiten und umsetzen.** Die Mission ist
jedoch durch die Sicherheitslage und den limi-
tierten Spielraum der GNA stark eingeschrankt.
In Bezug auf Migration fiihlen sich die stidlichen
Mitgliedstaaten, insbesondere Italien, von den
restlichen EU-Liandern im Stich gelassen. Als
Reaktion auf wiederholte Warnungen vor Uber-
belastung verabschiedete die EU-Kommission
Anfang Juli einen Aktionsplan zur Unterstiitzung
Italiens und fiir mehr Solidaritit in der Bewalti-
gung der Fliichtlingsproblematik im zentralen
Mittelmeerraum.*>

Dariiber hinaus scheint eine starkere Rolle der
EU durch Unstimmigkeiten ihrer Mitgliedslan-
der und teils unklare Strategien fiir die Unterstiit-
zung des Friedensprozesses blockiert. Durch die
zentrale Rolle Italiens in der Migrationsfrage,
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aber auch durch historische und kommerzielle
Verbindungen der beiden Lander ist die ehema-
lige Kolonialmacht Italien der fithrende Akteur
europdischer Diplomatie in Libyen. Bemiihun-
gen, durch Abkommen mit libyschen Akteuren
Migrationsbewegungen zu verringern, erweisen
sich jedoch als problematisch. So wurde bei-
spielsweise ein im Februar 2017 geschlossenes
Abkommen zwischen Italien und der GNA durch
einen libyschen Gerichtshof annulliert. Parallel
versucht Italien, durch Gesprache mit Staimmen
aus dem Stiden des Landes Verbiindete fiir die
bessere Kontrolle der siidlichen Grenzregionen
zu finden. Das jiingste Treffen von al-Sarraj und
Haftar unter Federfithrung Emmanuel Macrons
sorgte dementsprechend in Italien fiir Missfallen,
da das Land sich in seiner diplomatischen Rolle
gefahrdet fiihlt.*¢

Bisher ist es der EU nicht
gelungen, sich als starker
geopolitischer Akteur in
Libyen zu positionieren.

Bislang gelang es der EU nicht, sich als starker
geopolitischer Akteur in Libyen zu positionie-
ren. Vielmehr verfolgen einzelne europidische
Lander unterschiedliche Ziele aufgrund unter-
schiedlicher Prioritdten. Am deutlichsten zeigt
sich dies im Umgang mit General Haftar. So
unterstiitzte Frankreich seit Anfang 2016
Haftars LNA durch die Weitergabe von
Geheimdienstinformationen im Kampf gegen
islamistische Gruppierungen in Benghasi.*”
Zunehmend sehen jedoch auch andere Lander
Haftar als strategische Komponente einer poli-
tischen Losung. Diese Dynamik kulminierte
schlieflich im von Macron initiierten Treffen
zwischen al-Sarraj und Haftar im Juli 2017. Die
daraus hervorgegangene Einigung impliziert
das Zugestindnis, dass die GNA gescheitert und
eine politische Zukunft Libyens nur mit Haftar
in einer zentralen Rolle denkbar ist.
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Gefahrliche Uberfahrt: Das instabile Libyen gilt derzeit als Haupttransitland fiir Fliichtlinge, die versuchen, tiber das

Mittelmeer nach Europa zu gelangen.

Ausblick

Wie sieht Libyens Zukunft angesichts dieser
vielfiltigen politischen, wirtschaftlichen und
sozialen Herausforderungen sowie der jlingsten
politischen Entwicklungen aus?

Die Regierung des nationalen Einvernehmens
unter al-Sarraj hat - trotz internationaler Unter-
stiitzung - weder das Land einen noch Sicherheit
gewiahrleisten oder die Unterstiitzung innerhalb
der Bevolkerung ausbauen konnen. Stattdessen
konnte Haftar seine territoriale Kontrolle festi-
gen und Sicherheit fiir die Menschen gewahr-

leisten, Olfelder unter seine Kontrolle bringen

und seine Legitimitatsanspriiche konsolidieren.

Urspriinglich bestrebt, Haftar zu marginalisie-
ren, findet sich die internationale Gemeinschaft
zunehmend in einer Situation, die dessen Ein-
bindung in den politischen Prozess unabdingbar
macht. Mit dem Credo ,,Stabilitit statt Chaos’
und dem Kampf gegen den IS hat sich Haftar
seine Salonféhigkeit in Europa erkdmpft.

¢

Wenn der Plan, auf den sich al-Sarraj und Haf-
tar im Juli in Paris geeinigt haben, tatsichlich in
dieser Form implementiert werden kann, wiirde
die de facto gescheiterte Einheitsregierung - und
die beiden anderen rivalisierenden Regierungen -
durch Wahlen Anfang 2018 abgelost werden.
Von der vereinbarten Waffenruhe ausgehend,
wiirde die Demobilisierung der zahlreichen
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bewaffneten Gruppierungen umgesetzt werden.
Die Erfolgschancen dieser Einigung bleiben
jedoch gering - zu grof sind die potenziellen
Verluste fiir diverse Gruppierungen, die sich in
Abwesenheit starker Staatlichkeit territoriale,
wirtschaftliche und politische Kontrolle angeeig-
net haben und diese zu verteidigen bereit sind.
Dariiber hinaus scheint eine Einigung zwischen
den beiden grofiten Konfliktparteien, der GNA
und Haftar, nicht ausreichend inklusiv, um als
Ausgangspunkt eines umfassenden Friedens-
und Transitionsprozesses zu dienen, und wiirde
erneut den Ausschluss eines breiten Spektrums
relevanter Akteure bedeuten.

Eine Alternative hierzu ist eine tiefer gehende und

inklusive Neuverhandlung des LPA, die neben

dem politischen Prozess auch zentrale Fragen

der Gestaltung des Sicherheitssektors und der
Verteilung okonomischer Ressourcen beinhal-
tet und alle wichtigen Akteure einschliefdt. Im

Kontext der Schwiche der VN-Mission in Libyen

ergibt sich hierbei eine zentrale Rolle fiir regionale

Akteure, wie Tunesien und Algerien, in der Feder-
fithrung solcher Verhandlungen. Das Risiko einer
erneuten Eskalation der Konflikte in Libyen und

die gravierenden Auswirkungen der Instabilitét
auf diese Lander schaffen zudem eine eindeutige

Motivation fiir eine solche Rolle.

Gleichzeitig ist die Involvierung regionaler und
internationaler Akteure im Kontext der politi-
schen und territorialen Fragmentierung in Libyen
mit zahlreichen Risiken verbunden. So fiihrte die
Unterstiitzung verschiedener Gruppierungen
und Konfliktparteien in Abwesenheit einer star-
ken Zentralregierung zu erheblichen Machtver-
schiebungen, die zu weiteren Konflikten und zu
Fraktionalisierung beigetragen und damit den
Friedensprozess behindert haben. Jegliche Stra-
tegie externer Akteure fiir Libyen sollte diesen
Risiken Rechnung tragen, wenn eine weitere
Eskalation verhindert und eine Stabilisierung des
Landes moglich gemacht werden soll.

Was Libyen braucht, ist eine Losung fiir das fra-
gile bis nicht-existente staatliche Gewaltmonopol,
das durch anhaltende Instabilitat die Ausbreitung
von extremistischen Gruppierungen sowie von
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Schleuser- und Schmuggelnetzwerken ermog-
licht, die iiber Libyen hinaus den Mittelmeer-
raum destabilisieren. Eine solche Losung kann
nur durch einen inklusiven Transitionsprozess
geschaffen werden, der eine tragfihige Machtba-
lance zwischen libyschen Akteuren etabliert. Um
eine effektive Unterstiitzung eines solchen Pro-
zesses zu ermoglichen, miissen die Ansitze inter-
nationaler Akteure tiber den derzeitigen Fokus auf
Migration und Terrorismus hinaus erweitert wer-
den und den Aufbau starker staatlicher Strukturen
ermoglichen.

Wihrend Russland, die Vereinigten Arabischen
Emirate und Agypten wesentlich dazu beigetra-
gen haben, dass sich das Machtgleichgewicht
zugunsten von Haftar verschoben hat, schei-
nen die EU und ihre Mitgliedstaaten - zu sehr
beschiftigt mit der Kontrolle von Migrationsstro-
men - ohne eine langfristige Strategie bezliglich
Libyens Zukunft dazustehen. Fakt ist allerdings,
dass kurzfristige Ansatze auch mit Blick auf die
unkontrollierte Migration aus dem Sahel iiber
Libyen nicht tiber Symptombehandlung hinaus-
gehen. Libyen muss wieder Staat werden. Es ist
daher dringend erforderlich, dass sich die euro-
piischen Staaten mit Blick auf Priorititen, Ziele
und Partner in Libyen einigen und ein erhohtes
Engagement zeigen.

Dr. Canan Atilgan ist Leiterin des Regionalpro-
gramms Politischer Dialog Stdliches Mittelmeer/
Tunis der Konrad-Adenauer-Stiftung.

Veronika Ertl ist wissenschaftliche Mitarbeiterin
im Regionalprogramm Politischer Dialog Stidliches
Mittelmeer/Tunis der Konrad-Adenauer-Stiftung.

Simon Engelkes ist Projektkoordinator im Regional-

programm Politischer Dialog Sidliches Mittelmeer/
Tunis der Konrad-Adenauer-Stiftung.

81



10

11

12

13

14

15

82

Vgl. Willcoxon, George Frederick 2017: Contention,
Violence and Stalemate in Post-War Libya, in:
Mediterranean Politics 22:1, S.92-97.

Vgl. Engel, Andrew 2014: Libya as a Failed State.
Causes, Consequences, Options, in: The Washington
Institute for Near East Policy, Research Note 24, S. 6 f.
Vgl. International Crisis Group 2016: The Libyan
Political Agreement. Time for a Reset, in:

Middle East and North Africa Report 170, S. i.

Vgl. Europaische Kommission, Europaisches Amt
fir humanitire Hilfe und Katastrophenschutz
(ECHO) 2017: Libya, 16.08.2017, in: http://bit.ly/
2AI6EWd [04.12.2017].

Vgl. Vereinte Nationen, Amt fiir die Koordinierung
humanitirer Angelegenheiten (OCHA) 2016: Libya,
2017 Humanitarian Needs Overview, 11/2016, in:
http://bit.ly/2jmIYP4 [16.10.2017).

Vgl. Wehrey, Frederic /Lacher, Wolfram 2017:
Libya after ISIS, Carnegie Endowment, 22.02.2017,
in: http://ceip.org/2kR6t3q [16.10.2017].

Vgl. Pargeter, Alison 2012: Libya. The rise and fall
of Qaddafi, New Haven, S.13.

Vgl. Sicherheitsrat der VN 2016: Letter dated

4 March 2016 from the Panel of Experts on Libya
established pursuant to resolution 1973 (2011)
addressed to the President of the Security Council,
09.03.2010, S. 16 f.

Vgl. Cole, Peter /Mangan, Fiona 2016: Tribe,
Security, Justice, and Peace in Libya Today, United
Institute of Peace, in: http://bit.ly/2BGKExn
[16.10.2017].

Vgl. Gazzini, Claudia 2017: Traversing the Tribal
Patchwork of Libya’s South West, International
Crisis Group, 12.07.2017, in: http://bit.ly/2see6Dx
[16.10.2017].

Vgl. Davon bis zu zwei Millionen Agypter. Heilprin,
John/Laub, Karin 2011: Migrant workers flee
Libya, some robbed on their way out, NBC News,
05.03.2011, in: http://nbcnews.to/2AThZpD
[16.10.2017].

Vgl. Europaische Kommission 2017: Central Medi-
terranean Route. Commission Action Plan to Sup-
port Italy and Stem Migration Flows, 04.07.2017.
Vgl. UNHCR 2017: Libya. Registration - fact sheet
2016, 16.01.2017, in: http://bit.ly/2j2BuOX
[16.10.2017].

Vgl. IOM 2017: IOM, EU Train Libyan Mediterranean
Migrant Rescuers, 06.01.2017, in: http://bit.ly/
2j1DMxO [16.10.2017]; vgl. Mendoza, Natalia /
Davan-Wetton, Charlotte 2017: Migrant crisis. How
Italy is training Libyan coast guards, France24,
21.02.2017, in: http://f24.my/2m4rPuB [29.11.2017]
Vgl. Sicherheitsrat der VN 2017: Letter dated 1 June
2017 from the Panel of Experts on Libya established
pursuant to resolution 1973 (2011) addressed to the
President of the Security Council, 01.06.2017, in:
http://bit.ly/2kk2YDo [16.10.2017].

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

Vgl. Wintour, Patrick 2017: Number of migrants
arriving in Italy from Libya falls by half in July,

The Guardian, 11.08.2017, in: http://bit.ly/2hR57EP
[16.10.2017]; vgl. Reuters 2017: Italy denies suppor-
ting Libyan traffickers to stop migrants, 30.08.2017,
in: http://reut.rs/2AHwBpg [16.10.2017].

Vgl. Cannane, Steve 2017: Asylum seekers. More
aid groups suspend boat rescues after threats from
Libyan coastguard, ABC News, 14.08.2017, in:
http://ab.co/2Bwylia [16.10.2017]; vgl. The
Guardian 2017: Rescue ship suspends work after
threats by Libyan coastguard, 12.08.2017, in:
http://bit.ly/2uRmZkr [16.10.2017].

Vgl. Ashour, Omar 2015: Between ISIS and a Failed
State: The Saga of Libyan Islamists, Working Paper,
Brookings, 08/2015, in: http://brook.gs/2BGlcTX
[16.10.2017].

Vgl. Wehrey, Frederic / Alrababa’h, Ala’ 2015: Rising
Out of Chaos: The Islamic State in Libya, Carnegie
Middle East Center, 05.03.2015, in: http://ceip.org/
2ke7TpK [16.10.2017].

Vgl. Barr, Nathaniel / Greenberg, David 2016:
Libya’s Political Turmoil Allows Islamic State to
Thrive, Terrorism Monitor 14:7, 01.04.2016, in:
http://bit.ly/2BpG512 [16.10.2017].

Vgl. Wehrey, Frederic 2017: The Challenge of Violent
Extremism in North Africa: The Case of Libya.
Testimony before U.S. House Subcommittee on
Counterterrorism and Intelligence, 29.03.2017, in:
http://ceip.org/20jTRjG [16.10.2017].

Vgl. Flade, Florian 2017: IS-Kontakte in Libyen.
Was das LKA bei Amris Terror-Chat mitlas, Die
Welt, 27.03.2017, in: http://welt.de/163180510
[16.10.2017].

Vgl. Conflict Armament Research 2017: Investigating
Cross-Border Weapon Transfers in the Sahel,
11/2016, in: https://t.co/jV4PuEGsln [04.12.2017].
Vgl. Tubiana, Jérome / Cramizzi, Claudio 2017:
Tubu Trouble. State and Statelessness in the
Chad-Sudan-Libya Triangle, Small Arms Survey,
06/2017, in: http://bit.ly/2shpCul [16.10.2017].

Vgl. AFP 2017: Libya’s NOC sees 1.25 mln bpd oil
output by year-end, 19.07.2017, in: MailOnline,
http://dailym.ai/2kbbuEv [29.11.2017]; vgl. Rosen,
Armin 2015: The Industry behind the World’s 9th
Largest Proven Oil Reserves Has All but Collapsed,
Business Insider, 17.02.2015, in: http://read.bi/
2AfitCH [29.11.2017].

Vgl. Eaton, Tim 2017: An Impediment to Peace:
Libya’s Lucrative and Destabilizing War Economy,
War on the Rocks, 15.06.2017, in: http://bit.ly/2nlr95F
[16.10.2017].

Vgl. Zaptia, Sami 2016: Europe Needs to Embark
on Diplomatic Offensive in Support of Libyan Politi-
cal Process - Not Escalate Armed Conflict: ECFR,
Libya Herald, 12.05.2016, in: http://bit.ly/2A1idIr
[16.10.2017].

Vgl. Micallef, Mark 2017: The Human Conveyor
Belt. Trends in Human Trafficking and Smuggling
in Post-Revolutionary Libya, in: The Global Initia-
tive against Transnational Organized Crime.

Auslandsinformationen 4|2017


http://bit.ly/2hR57EP
http://reut.rs/2AHwBpg
http://ab.co/2Bwylia
http://bit.ly/2uRmZkr
http://brook.gs/2BGlcTX
http://ceip.org/2kc7TpK
http://ceip.org/2kc7TpK
http://bit.ly/2BpG5l2
http://ceip.org/2ojTRjG
http://welt.de/163180510
https://t.co/jV4PuEGsln
http://bit.ly/2shpCul
http://dailym.ai/2kbbuEv
http://read.bi/2AfitCH
http://read.bi/2AfitCH
http://bit.ly/2nlr95F
http://bit.ly/2A1idIr
http://bit.ly/2AI6EWd
http://bit.ly/2AI6EWd
http://bit.ly/2jmIYP4
http://ceip.org/2kR6t3q
http://bit.ly/2BGkExn
http://bit.ly/2see6Dx
http://nbcnews.to/2AIhZpD
http://bit.ly/2j2BuOX
http://bit.ly/2j1DMxO
http://bit.ly/2j1DMxO
http://f24.my/2m4rPuB
http://bit.ly/2kk2YDo

29

30

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41
42

43

44

45

46

Vgl. Nichols, Michelle 2014: Libya Key Source for
Illicit Arms, Fueling Conflicts: U.N. Envoy, Reuters,
10.03.2014, in: http://reut.rs/1isBVtq [17.10.2017].
Vgl. Miller, Elissa 2017: Why Libya’s Stability Matters
to the Region, Atlantic Council, 25.01.2017, in:
http://bit.ly/2ByyD8h [17.10.2017].

Vgl. Kausch, Kristina 2017: Europe’s Maghreb
Headache, Policy Brief, in: German Marshall Fund, S. 4.
Vgl. Santi, Emanuele /Ben Romdhane, Sanoussen /
Ben Aissa, Mohamed Safouane 2011: Impact of
Libya’s Conflict on the Tunisian Economy. A Preli-
minary Assessment,North Africa Quarterly Analyti-
cal, 07/2011, http://bit.ly/2ngHd8E [29.11.2017].
Vgl. Santi, Emanuele /Ben Romdhane, Sanoussen /
Ben Aissa, Mohamed Safouane 2012: New Libya,
New Neighbourhood. What Opportunities for
Tunisia?, in: North Africa Quarterly Analytical, S.1f.
Vgl. Weltbank 2017: Republic of Tunisia. Impact of
the Libya Crisis on the Tunisian Economy, 02/2017,
in: http://bit.ly/2Bnsdb1 [17.10.2017].

Vgl. Trading Economics 2017: Tunisia Unemployment
Rate 2005-2017, in: http://bit.ly/2jJ48EF [17.10.2017].
Vgl. Economic and Social Commission for Western
Asia (ESCWA) 2014: Situation Brief. The Libyan
Conflict and its Impact on Egypt and Tunisia,
12.08.2014, in: http://bit.ly/2ByGCCp [17.10.2017].
Vgl. Chauzal, Grégory / Zavagli, Sofia 2016:
Post-Revolutionary Discontent and F(r)actionalisa-
tion in the Maghreb. Managing the Tunisia-Libya
Border Dynamics, Clingendael, 24.08.2016, in:
http://bit.ly/2iLLAHt [30.11.2017].

Vgl. Miller 2017, N. 30.

Vgl. Internationale Organisation fiir Migration
(IOM) 2011: Egyptian Migration to Libya, in:
http://bit.ly/2nhzWp7 [17.10.2017].

Vgl. Ahmed, Nadia 2015: Why Egyptians Are
Risking Their Lives to Work in Libya, The Guardian,
20.02.2015, in: http://bit.ly/1IBEWSil [17.10.2017].
Vgl. ESCWA 2014, N. 36.

Vgl. Européischer Rat 2016: EUNAVFOR MED
Operation Sophia: mandate extended by one year,
two new tasks added, Pressemitteilung, 20.06.2016,
in: http://bit.ly/2ioU6vw [17.10.2017];

vgl. Européischer Rat 2017: EUNAVFOR MED
Operation Sophia: mandate extended until

31 December 2018, Pressemitteilung, 25.07.2017,
in: http://bit.ly/2zFd4RS [17.10.2017].

Vgl. European Union Committee, UK House of
Lords 2017: Operation Sophia: a failed mission,
12.07.2017, in: http://bit.ly/2uxPfMa [17.10.2017].
Vgl. Auswirtiges Amt 2015: EU Border

Assistance Mission in Libya (EUBAM Libyen),
22.12.2015, in: http://bit.ly/2AJzK7r [04.12.2017].
Vgl. Européische Kommission 2017: Action plan on
measures to support Italy, reduce pressure along
the Central Mediterranean route and increase
solidarity, 04.07.2017, in: http://bit.ly/2tNOC3x
[17.10.2017).

Vgl. Eyes on Libya 2017: Western Response,
26.07.2017, in: http://bit.ly/2Agr7R8 [17.10.2017].

Weitere Themen

47 Vgl. Gazzini, Claudia 2017: New Libyan Militia’s
Oil Strike Risks Wider Conflagration, International
Crisis Group, 10.03.2017, in: http://bit.ly/2IL7aMq
[17.10.2017].

83


http://reut.rs/1isBVtq
http://bit.ly/2ByyD8h
http://bit.ly/2ngHd8E
http://bit.ly/2Bnsdb1
http://bit.ly/2jJ48EF
http://bit.ly/2ByGCCp
http://bit.ly/2iLLAHt
http://bit.ly/2nhzWp7
http://bit.ly/1BEWSi1
http://bit.ly/2ioU6vw
http://bit.ly/2zFd4RS
 http://bit.ly/2uxPfMa
http://bit.ly/2AJzK7r
http://bit.ly/2tN0C3x
http://bit.ly/2Agr7R8
http://bit.ly/2lL7aMq

	Ein Modell für Europa?
	Geschichte und Praxis des Islam in Bosnien-Herzegowina
	Dževada Šuško
	Hoffen auf 
ein Wunder
	Zum möglichen Ende christlicher Präsenz im Irak
	Otmar Oehring
	Auf dem Weg in die Marabukratie? 
	Muslimische Bruderschaften und ihr Einfluss in Senegal
	Thomas Volk
	Zwischen Gott und Kaiser
	Zum politischen Einfluss evangelikaler Kirchen in Lateinamerika
	José Luis Pérez Guadalupe / Sebastian Grundberger
	Gesetzgebung, Religion und soziale Spaltung in Asien: Zusammenhänge und 
Herausforderungen
	Dian A. H. Shah
	Scheiternder Staat
	Libyen als überregionale Sicherheitsbedrohung
	Canan Atilgan / Veronika Ertl / Simon Engelkes
	So nah 
und doch so fern
	Das Vereinigte Königreich nach dem Brexit-Referendum
	Hans-Hartwig Blomeier

